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in Ost und West
Anregungen zu einem »Rentenüberleitungsabschlussgesetz«

Zügige Einführung eines einheitlichen Rentenwertes

Eckart Bomsdorf*

»Das gesetzliche Rentensystem hat sich auch in den neuen Ländern bewährt. Wir führen in dieser 

Legislaturperiode ein einheitliches Rentensystem in Ost und West ein.« (Koalitionsvertrag 2009 

S. 84) So stand es bereits im 2009 zwischen CDU, CSU und FDP abgeschlossenen Koalitionsvertrag 

und ein ähnlicher Passus findet sich im Koalitionsvertrag der gegenwärtigen Bundesregierung. 

Passiert ist bisher nichts. Im Folgenden wird ein Modell skizziert, das eine schnellere Anpassung 

des Rentenwertes Ost – und entsprechend auch anderer Rechengrößen der gesetzlichen Renten-

versicherung wie der Beitragsbemessungsgrenze – an den in den alten Ländern geltenden Renten-

wert vorsieht, als den aktuellen Regeln nach zu erwarten ist, und gleichzeitig den Umrechnungs-

wert abschafft, so dass eine vollständige Angleichung bei den Rentensystemen vorgenommen wird 

und somit in Deutschland ein einheitliches Rentenrecht gilt. 

Die Ausgangslage

1991/92 wurde bei der weitgehenden 
Übertragung des in den alten Ländern gel­
tenden Rentenrechts auf die neuen Län­
der u.a. dem Umstand Rechnung getra­
gen, dass im Beitrittsgebiet historisch ge­
sehen die Einkommen auf einem niedrige­
ren Niveau lagen und für absehbare Zeit 
weiter liegen würden. Dieses geschah da­
durch, dass der gegenüber dem Renten­
wert1 niedrigere ostdeutsche Rentenwert 
bzw. das niedrigere ostdeutsche Durch­
schnittseinkommen durch einen soge­
nannten Umrechnungswert2, der die nied­
rigeren Ansprüche erhöhte, kompensiert 
werden sollte. Dadurch sollte, vereinfacht 
gesagt, erreicht werden, dass die ostdeut­
schen Rentenversicherten trotz niedrige­
ren Rentenwertes Ost bei gleich hohem 
sozialversicherungspflichtigem Entgelt wie 
die westdeutschen Rentenversicherten 
dieselben Rentenansprüche erwerben. 

Unter anderem durch eine sogenannte 
Schutzklausel, die sichert, dass der Ren­
tenwert Ost um mindestens denselben 
Prozentsatz wie der Rentenwert steigt, ist 
mittlerweile der Rentenwert Ost schneller 
gestiegen als der Höherbewertungsfaktor 

reduziert worden ist, d.h., es hat durch den 
Umrechnungswert eine Überkompensa­
tion stattgefunden. Dies führt beispielswei­
se dazu, dass 2015 »die ostdeutschen 
Rentenversicherten bei gleich hohem Ent­
gelt um 8,5% höhere Rentenansprüche als 
die westdeutschen Versicherten« erwar­
ben (vgl. Deutscher Bundestag 2015, 
S. 103), ab 1. Juli 2016 liegt diese Über­
kompensation bei rund 8%.3 Das Renten­
system Ost ist daher in positivem Sinne 
pervertiert, weil entgegen der politischen 
Zielsetzung an manchen Stellen mehr als 
eine Angleichung der Ansprüche stattge­
funden hat. Würde das bisherige System 
weitergeführt, so würden die aktiv in Ost­
deutschland Rentenversicherten weiterhin 
eindeutig bevorzugt. Zudem würde aus 
gegenwärtiger Sicht der Rentenwert Ost 
voraussichtlich frühestens 2025 den dann 
im Westen geltenden Rentenwert errei­
chen (vgl. Deutscher Bundestag 2015, 
S. 47). Die Bundesregierung geht in ihren 
Modellrechnungen sogar davon aus, dass 
es bis zum Jahr 2030 dauert, bis in den 
neuen Ländern eine vollständige Anpas­
sung an das Lohnniveau in den alten Län­
dern stattgefunden hat (vgl. Deutscher 
Bundestag 2015, S. 35); demnach würde 
erst dann der Umrechnungswert den wir­
kungsneutralen Wert 1 annehmen bzw. 

 3	 2016 erhalten Versicherte mit 36 267 Euro Jah­
resbruttoentgelt (vorläufiges Durchschnittsentgelt 
West 2016) in den alten Ländern einen Entgelt­
punkt gutgeschrieben; das entspricht unter 
Berücksichtigung des ab 1. Juli 2016 geltenden 
Rentenwertes 30,45 Euro. Bei einer in den neuen 
Ländern versicherten Person ergeben sich bei 
demselben Jahresbruttoentgelt durch den Um­
rechnungswert von 1,1479 nicht ein Entgelt­
punkt, sondern 1,1479 Entgeltpunkte. Multipli­
ziert mit dem Rentenwert Ost von 28,66 Euro, 
resultiert ein Anspruch von 32,90 Euro, dieser 
liegt damit um gut 8% über dem Anspruch einer 
in den alten Ländern beschäftigten versiche­
rungspflichtigen Person.

 *	 Prof. Dr. Eckart Bomsdorf, Wirtschafts- und Sozial­
wissenschaftliche Fakultät der Universität zu Köln. 

 1	 Wie üblich wird unter dem Rentenwert immer der 
für die in den alten Ländern erworbenen Ansprü­
che verwendete Rentenwert verstanden. Der 
Rentenwert Ost bezieht sich dann auf die in den 
neuen Ländern erworbenen Ansprüche. In den 
Tabellen und Abbildungen wird der einfacheren 
Lesbarkeit halber der Rentenwert für die alten 
Länder durchgehend als Rentenwert West be­
zeichnet.

 2	 Zur Höhe des Umrechnungswertes vgl. Anlage 10 
zum SGB VI. Diese Größe wird von Reimann 
(2015, S. 42) Umrechnungsfaktor genannt. Im 
Folgenden wird er seiner Wirkung entsprechend 
auch als Höherbewertungsfaktor bezeichnet. 
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der Wert entfallen können. Es besteht also doppelter Hand­
lungsbedarf: Zum einen muss der Rentenwert Ost schneller 
angepasst, zum anderen der Höherbewertungsfaktor zügig 
auf den Wert 1 zurückgeführt und damit dann überflüssig 
werden.4 

Mit der zum 1. Juli 2016 wirksam werdenden Erhöhung der 
Rentenwerte hat sich die Lücke zwischen dem Rentenwert 
und dem Rentenwert Ost deutlich verringert. Sie beträgt 
noch 1,79 Euro, und damit liegt der Rentenwert Ost nur 
noch knapp 6% unter dem Rentenwert. Gleichzeitig stellt 
sich die Frage, ob die Unterschiede in den Einkommen zwi­
schen den östlichen und westlichen Bundesländern die bis­
herige Betrachtungsweise überhaupt noch rechtfertigen. 
Beispielsweise gibt es strukturell bedingt auch größere Un­
terschiede in den Durchschnittseinkommen zwischen einem 
Land wie Baden-Württemberg oder Bayern und einem Land 
wie Schleswig-Holstein.5 

Die teilweise Trennung des Rentenrechts in Ost und West 
führt mitunter zu kaum verständlichen Konstellationen. Nicht 
nur, dass für die sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 
des DIHK nach dem Prinzip des Beschäftigungsortes das 
Rentenrecht Ost zur Anwendung gelangt, gibt es Bundes­
ministerien wie das Auswärtige Amt, für das dieses weitge­
hend auch gilt, während die sozialversicherungspflichtig Be­
schäftigten des Bundestages im Regelfall unter das Ren­
tenrecht der alten Länder fallen. Vollends absurd wird es, 
wenn für die Beschäftigten der Deutschen Rentenversiche­
rung Bund in Berlin, je nachdem wo der Beschäftigungsort 
in Berlin liegt, unterschiedliche Arten der Berechnung der 
Entgeltpunkte gelten. 

Den Angleichungsprozess Ost-West 
beschleunigen

»Angleichungsprozess Ost-West fortsetzen

Der Fahrplan zur vollständigen Angleichung, gegebenenfalls 
mit einem Zwischenschritt, wird in einem Rentenüberlei­
tungsabschlussgesetz festgeschrieben:
Zum Ende des Solidarpaktes, also 30 Jahre nach Herstel­
lung der Einheit Deutschlands, wenn die Lohn- und Gehalts­
angleichung weiter fortgeschritten sein wird, erfolgt in einem 
letzten Schritt die vollständige Angleichung der Rentenwer­
te. Zum 1. Juli 2016 wird geprüft, wie weit sich der Anglei­
chungsprozess bereits vollzogen hat und auf dieser Grund­
lage entschieden, ob mit Wirkung ab 2017 eine Teilanglei­
chung notwendig ist.« (Koalitionsvertrag 2013, S. 74).

 4	 In der knappschaftlichen Rentenversicherung und der Arbeitslosenversi­
cherung steht die vollständige Anpassung ebenfalls noch aus, während 
in der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung eine Anpassung 
der Rechengrößen bereits vor über 15 Jahren stattgefunden hat.

 5	 Es könnte sogar die Idee aufkommen, dass den Frauen ein Höherbewer­
tungsfaktor zusteht.

Seit Jahren gibt es immer wieder Vorschläge für die vollstän­
dige Anpassung bzw. Zusammenführung des in den östli­
chen und des in den westlichen Ländern geltenden Renten­
rechts speziell des Rentenwertes (vergleiche z.B. Reimann 
2015; Ragnitz 2012; Sachverständigenrat zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 2008, S. 365 ff.; 
sowie die Übersicht bei Steffen 2008). Die Umsetzung die­
ser Vorschläge scheiterte unter anderem daran, dass sie 
politisch nicht durchsetzbar waren, da sie die ostdeutschen 
Rentenversicherten entweder deutlich zu gut oder aber 
deutlich schlechter als nach der aktuellen Regelung behan­
delten. Außerdem waren beispielsweise vor zehn Jahren die 
Unterschiede in den Durchschnittseinkommen und Rechen­
größen der ostdeutschen und westdeutschen Rentenversi­
cherten einfach zu groß, so dass sich die seinerzeit disku­
tierten Vorschläge technisch auch nicht einfach um- bzw. 
durchsetzen ließen. 

Eines muss a priori akzeptiert werden, eine echte Anpas­
sung beider Systeme wird zwar langfristig, aber nicht kurz­
fristig kostenneutral sein – es sei denn, den ostdeutschen 
Rentenversicherten und Rentnern werden größere Zuge­
ständnisse zugemutet.

Das im Folgenden vorgestellte Modell geht von dem im Ko­
alitionsvertrag der gegenwärtigen Bundesregierung aufge­
stellten Ziel aus und versucht eine systemgerechte Lösung 
zu finden. Prämisse bei einer Lösung sollte es sein, dass es 
zu keiner grundsätzlichen Schwächung der ostdeutschen 
Rentenversicherten gegenüber der geltenden Regelung 
kommen darf; das wäre dem betroffenen Personenkreis 
kaum zu vermitteln. Das heißt auch, dass die Angleichung 
des Rentenwertes Ost im Tempo nicht hinter derjenigen, die 
sich nach dem aktuellen System ergeben würde, zurück­
bleiben darf. Eine zügigere Anpassung des Rentenwertes 
Ost an den Rentenwert als nach der aktuell geltenden Re­
gelung muss allerdings gleichzeitig ein entsprechend schnel­
les Herunterfahren des Umrechnungswertes einschließen, 
da sich ansonsten die heute schon vorhandenen, oben ge­
schilderten Vorteile dieser Gruppe nur verstärken würden. 
Bezogen auf die ostdeutschen Rentenversicherten – denn 
nur bei denen soll im System etwas geändert werden – stel­
len sich daher vor allem folgende Fragen. Wie soll eine be­
schleunigte Anpassung beim Rentenwert Ost an den Ren­
tenwert bzw. ein Zurückschrauben des Höherbewertungs­
faktors vorgenommen werden? Wer soll von der schnelleren 
Angleichung des Rentenwerts Ost profitieren: nur die zu­
künftigen oder auch die aktuellen Rentner? 

Das Anpassungsmodell für den Rentenwert

Das Anpassungsmodell soll eine schnellere Anpassung des 
Rentenwertes Ost an den Rentenwert vorsehen als nach 
der geltenden Gesetzeslage. Die schrittweise Angleichung 
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wird dabei abgekoppelt von der Entwicklung der Durch­
schnittsentgelte im Osten, sie orientiert sich nur an dem 
Rentenwert Ost und am Rentenwert.6 Sie soll so vorgenom­
men werden, dass die aktuell vorhandene Differenz zwi­
schen beiden Größen mittels eines linearen Ansatzes inner­
halb einer vorgegebenen Anzahl n von Jahren geschlossen 
wird. Da der Rentenwert ebenfalls jährlich einer Veränderung 
unterliegt, muss diese bei der jährlichen Anpassung des 
Rentenwertes Ost jeweils unmittelbar berücksichtigt wer­
den. Nach n Jahren hat eine vollständige Anpassung statt­
gefunden, und es gibt nur noch einen Rentenwert.7

In Formeln lässt sich dieses Vorgehen wie folgt ausdrücken:

mit ARt aktueller Rentenwert im Jahr t, AR(Ost)t aktueller 
Rentenwert Ost im Jahr t, n Anzahl der Jahre bis zur voll­
ständigen Angleichung des Rentenwertes Ost an den Ren­
tenwert.8

Für t = n ergibt sich dann wie angestrebt AR(Ost)t = ARt. 

Die jeweilige prozentuale – und natürlich 
auch die absolute – Erhöhung des Renten­
wertes Ost hängt sowohl von der im Aus­
gangsjahr bestehenden Differenz zwischen 
beiden Rentenwerten als auch von der jähr­
lichen Erhöhung des Rentenwertes ab, die 
hier in Anlehnung an die Annahmen des Ren­
tenversicherungsberichts 2015 mit 2,5% an­
genommen wird (vgl. Deutscher Bundestag 
2015, S. 33).9

Die Tabellen 1a bzw. 1b enthalten für einen 
Anpassungszeitraum von fünf bzw. acht Jah­
ren10 neben der absoluten Höhe auch die 
jährlichen prozentualen Zuwächse der bei­
den Rentenwerte. Ausgehend von der Situ­

 6	 Die weiteren Rechengrößen sind jährlich entspre­
chend anzupassen. 

 7	 Dann sind alle Rechengrößen einheitlich festzulegen.
 8	 Gemeint sind immer die zum 1. Juli eines Jahres 

festgesetzten und mindestens bis zum 30. Juni des 
Folgejahres geltenden Rentenwerte. Entsprechend 
gilt dies für die Angaben in den Tabellen und Abbil­
dungen.

 9	 Das Modell funktioniert natürlich genauso bei ande­
ren Prozentsätzen. 

 10	 Theoretisch wäre es sogar möglich, n = 1 zu setzen. 
In diesem Fall würde allerdings die Frage nach dem 
Begünstigtenkreis unter dem Gesichtspunkt der 
Finanzierung dieser Anpassung relativ eng beant­
wortet werden müssen (vgl. Sachverständigenrat 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent­
wicklung 2008, S. 375 ff.). 

ation am 1. Juli 2016 soll ab 2017 eine schrittweise Anpas­
sung erfolgen, diese ist hier im Jahr 2021 bzw. 2024 voll­
ständig umgesetzt. Abbildung 1 gibt für beide Zeiträume die 
Entwicklung der Rentenwerte in West und Ost,11 Abbil­
dung 2 die prozentualen Veränderungen gegenüber dem 
Vorjahr wieder.12 

Das Anpassungsmodell für den Umrechnungswert 

Die Angleichung der Rentenwerte muss aus systemimma­
nenten Gründen einhergehen mit einer Abnahme des Um­
rechnungswertes bis zu einem Wert von 1. Ansonsten wür­
de es nicht nur zu einem ungerechtfertigten Fortschreiben 
der geltenden Besserstellung aktiv in Ostdeutschland be­
schäftigter Rentenversicherter, sondern letztlich sogar zu 
einer Zunahme dieser Besserstellung kommen. Das Ab­
schmelzen des Höherbewertungsfaktors kann prinzipiell auf 

 11	 Auch wenn die Differenz in den Rentenwerten durch die Verkürzung der 
Ordinate visuell überzeichnet wird, ist es hier sinnvoll, diese Achse erst 
bei 25 Euro beginnen zu lassen; entsprechend gilt dies für Abbildung 5.

 12	 Die Abbildung zeigt die prozentualen Veränderungen für den Rentenwert 
Ost nach den beiden Anpassungsszenarien sowie für den Rentenwert; 
daher beginnt die Abbildung erst beim Jahr 2017. Das Jahr 2025 wurde 
mit einbezogen, um zu verdeutlichen, dass ab diesem Jahr bei beiden 
Szenarien die prozentualen Veränderungen mit der Veränderung des 
Rentenwertes für die alten Länder übereinstimmen.

Tab. 1a 
Rentenwerte 2016 bis 2021 (Anpassungszeitraum fünf Jahre) 

Anpassungsjahr Jahr 

Rentenwert in Euro  
(ab 1. Juli) 

Jährliche prozentuale 
Erhöhung des 
Rentenwerts 

West Ost West Ost 
0 2016 30,45 28,66 4,25 5,95 
1 2017 31,21 29,78 2,50 3,91 
2 2018 31,99 30,92 2,50 3,82 
3 2019 32,79 32,08 2,50 3,74 
4 2020 33,61 33,25 2,50 3,67 
5 2021 34,45 34,45 2,50 3,60 

Quelle: Berechnungen des Autors. 
 

Tab. 1b 
Rentenwerte 2016 bis 2024 (Anpassungszeitraum acht Jahre) 

Anpassungsjahr Jahr 

Rentenwert in Euro  
(ab 1. Juli) 

Jährliche prozentuale 
Erhöhung des 
Rentenwerts 

West Ost West Ost 

0 2016 30,45 28,66 4,25 5,95 

1 2017 31,21 29,65 2,50 3,44 

2 2018 31,99 30,65 2,50 3,39 

3 2019 32,79 31,67 2,50 3,34 

4 2020 33,61 32,72 2,50 3,29 

5 2021 34,45 33,78 2,50 3,25 

6 2022 35,31 34,87 2,50 3,21 

7 2023 36,20 35,97 2,50 3,17 

8 2024 37,10 37,10 2,50 3,14 

Quelle: Berechnungen des Autors. 
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ähnliche Weise wie im vorangehenden Fall erfolgen. Das 
Tempo des linearen Abschmelzens hängt wieder von der 
Anzahl m der Jahre ab, bis ein Herunterfahren auf 1 erfolgen 
soll. Diese Anzahl muss nicht mit der Anzahl der Jahre bis 
zur vollständigen Anpassung der Rentenwerte überein­
stimmen.

In Formeln:

mit URWt Umrechnungswert (Höherbewertungsfaktor) im 
Jahr t.

Für t = m ergibt sich dann URWt = 1.

Abbildung 3 stellt in Analogie zu den bei der Rentenwert­
anpassung gewählten Zeiträumen die Abschmelzung des 

Umrechnungswertes innerhalb eines Zeitrau­
mes von fünf bzw. acht Jahren graphisch dar. 

Es wäre denkbar, den Umrechnungswert für 
2017 zunächst unmittelbar aus dem Anfang 
2017 geltenden Verhältnis des Rentenwer­
tes zum Rentenwert Ost zu bestimmen. Da­
mit würde die – kaum noch zu begründende 
– aktuelle Besserstellung der ostdeutschen 
Rentenversicherten gestoppt. In den Folge­
jahren könnte ausgehend vom Umrech­
nungswert 2017 die oben vorgeschlagene 
Abschmelzung vorgenommen werden. 
Noch sinnvoller und konsequenter wäre es, 
wenn in den Folgejahren der Umrechnungs­
wert direkt als Verhältnis des Rentenwertes 
und des Rentenwertes Ost zu Beginn des 
jeweiligen Jahres berechnet würde. Eine Ver­
sion dieser modifizierten Anpassung wird im 
abschließend vorgestellten konkreten Vor­
schlag eingebaut.

Abbildung 4 zeigt für einen Anpassungszeit­
raum von fünf Jahren zunächst die Entwick­
lung des Umrechnungswertes (wie in Abb. 3 
schon dargestellt) und stellt dieser die be­
schriebene modifizierte Anpassung gegen­
über. Durch die Bestimmung dieses Wertes 
aus dem Verhältnis der Rentenwerte in den 
alten und den neuen Ländern ist bei einem 
auch für den Rentenwert Ost geltenden An­
passungszeitraum von fünf Jahren die An­
passung des Umrechnungswertes aufgrund 
der nach geltendem Recht unterschiedli­
chen Termine der Festsetzung von Umrech­
nungswert und Rentenwerten (1. Januar 
bzw. 1. Juli eines Jahres) erst nach sechs 

Jahren, d.h. Anfang 2022, beendet, es sei denn, der Termin 
für die Festsetzung des Umrechnungswertes auf 1 würde 
um ein halbes Jahr vorgezogen. 

Ein konkreter Umsetzungsvorschlag

Die Frage bleibt, wie eine Anpassung der Rentensysteme in 
den alten und den neuen Bundesländern konkret erfolgen 
kann. Eine auch im Sinne der Ausgewogenheit von Schnel­
ligkeit und Finanzierbarkeit der Umsetzung mögliche Para­
meterwahl wäre die Festlegung eines Anpassungszeitraums 
von fünf Jahren. Ein kürzerer Zeitraum würde zu höheren 
Kosten oder zur Beschränkung der Vorteile der Anpassung 
auf einen kleineren Kreis führen, während ein Fünfjahreszeit­
raum zu vertretbaren Kosten umzusetzen wäre. Damit wür­
de gesichert, dass rund 30 Jahre nach der Einbeziehung 
des ostdeutschen Rentensystems in das westliche endgül­
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tig eine Angleichung aller Rechengrößen vorgenommen wer­
den könnte. Ausgehend von dem zum 1. Januar 2016 gel­
tenden – vorläufigen – Umrechnungswert und den ab 1. Ju­
li 2016 geltenden Rentenwerten enthält Tabelle 2 für den 

einheitlich gewählten Anpassungszeitraum 
von fünf Jahren die mögliche Entwicklung 
der Rentenwerte und des Umrechnungs­
werts.13 Dabei wird beim Umrechnungswert 
zum einen das ursprünglich vorgestellte Ver­
fahren, zum anderen die modifizierte Fas­
sung verwendet, nach der sich der Umrech­
nungswert – wie oben erläutert – immer aus 
dem Verhältnis der jeweils aktuellen Renten­
werte in den alten und den neuen Bundes­
ländern bestimmt.

Die modifizierte Fassung der Anpassung des 
Umrechnungswertes erscheint vor dem Hin­
tergrund, dass seit einigen Jahren dieser Fak­
tor zu einer systembedingten Überkompen­
sation führt, voll vertretbar. Damit würden von 
der Öffentlichkeit zwar kaum wahrgenomme­
ne, letztlich aber nicht mehr vermittelbar er­
scheinende Vorteile der ostdeutschen Ren­
tenversicherten für die Zukunft ausgeschlos­
sen; für die vergangenen Versicherungsjahre 
bleiben diese Vorteile und die daraus resul­
tierenden Ansprüche jedoch erhalten.

Abbildung 5 zeigt, wie sich die Standard- 
bzw. Eckrenten (Regelaltersrente mit 45 Ent­
geltpunkten) in West und in Ost nach dem 
Vorschlag bis 2021 entwickeln würden.14 
Zum 1. Juli 2021 würden beide Eckrenten 
wertmäßig übereinstimmen und somit von 
diesem Zeitpunkt ab keine Differenzen mehr 
existieren, da ab 2022 ein einheitliches Ren­
tenrecht angewandt wird. Würde dagegen 
das bisherige Vorgehen zur Bestimmung des 
Rentenwertes Ost fortgeschrieben, so wür­

 13	 Es wäre zu überlegen, ob die Zeitpunkte für die Festlegung des Ren­
tenwertes sowie für den Umrechnungswert nicht vereinheitlicht werden 
sollten. 

 14	 Die prozentuale Zunahme der Eckrenten entspricht der prozentualen 
Zunahme des jeweiligen Rentenwertes.
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Tab. 2 
Anpassung der Rentenwerte und Umrechnungswert 2016 bis 2022 (Anpassungszeitraum fünf Jahre) 

Anpassungsjahr Jahr 

Rentenwert in Euro  
(ab 1. Juli) 

Jährliche prozentuale Erhöhung 
des Rentenwerts 

Anpassung 
Höherbewertungsfaktor 

West Ost West Ost linear modifiziert 

0 2016 30,45 28,66 4,25 5,95 1,1479 1,1479 

1 2017 31,21 29,78 2,50 3,91 1,1183 1,0625 

2 2018 31,99 30,92 2,50 3,82 1,0887 1,0481 

3 2019 32,79 32,08 2,50 3,74 1,0592 1,0347 

4 2020 33,61 33,25 2,50 3,67 1,0296 1,0223 

5 2021 34,45 34,45 2,50 3,60 1,0000 1,0108 

6 2022 35,31 35,31 2,50 2,50 1,0000 1,0000 

Quelle: Berechnungen des Autors. 
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de sich einer Modellrechnung nach bis zum Jahr 2021 die 
Lücke zwischen beiden Rentenwerten allenfalls halbieren 
und die Eckrente Ost ab Mitte 2021 statt 1 550 Euro höchs­
tens 1 500 Euro betragen.

Statt eines Resümees

Die oben vorgelegten Vorschläge zur Vereinheitlichung der 
Rentensysteme in Ost und West weisen darauf hin, dass 
eine Anpassung innerhalb eines Jahres kaum vertretbar ist, 
sondern ein Fünfjahreszeitraum als angemessen erscheint. 
In jedem Fall bleibt die Frage, ob die neue Regelung der 
schnelleren Anpassung des Rentenwertes Ost an den Ren­
tenwert für alle bestehenden und zukünftigen Ansprüche 
gelten soll oder nur für die ab einem bestimmten Stichtag 
erworbenen. Die Beschränkung auf die Übernahme der Vor­
teile für zukünftige erworbene Ansprüche wäre preiswerter 
zu haben, würde aber wiederum zu keinem einheitlichen 
Rentenrecht führen, sondern auf Jahre hinaus ein zweige­
teiltes festschreiben. Das Ziel sollte jedoch sein, ein einheit­
liches Rentenrecht in Ost und West einzuführen. 

Vorteile aus der vorgeschlagenen Regelung haben unmit­
telbar alle Rentnerinnen und Rentner sowie die rentennahen 
Jahrgänge, bei denen gegenwärtig der Rentenwert Ost Be­
rücksichtigung bei der Rentenberechnung findet. Durch den 
schnelleren Abbau des Umrechnungswerts erwerben zwar 
die rentenfernen Jahrgänge in den neuen Ländern gering­
fügig niedrigere Ansprüche, dies kann jedoch kaum als 
Nachteil verstanden werden, da dieser Abschwächung in 
der jüngeren Vergangenheit durch den Umrechnungswert 
zu sehr erhöhte Ansprüche gegenüberstehen.

Die Kosten der schnelleren Angleichung sind langfristig 
niedriger als ohne die Maßnahme, da der Höherbewer­

1 370

1 405

1 440

1 476

1 512

1 550

1 290

1 340

1 391

1 443

1 496

1 550

1 200

1 250

1 300

1 350

1 400

1 450

1 500

1 550

1 600

2016 2017 2018 2019 2020 2021

 West

 Ost

Quelle: Berechnungen des Autors.

Entwicklung der Eckrenten in Ost und West nach dem vorgeschlagenen 
Anpassungsmodell 2016 bis 2021

monatliche Eckrente in Euro (jeweils ab 1. Juli)

Abb. 5 tungsfaktor schneller abgebaut wird; kurz­
fristig entstehen leicht höhere Kosten ge­
genüber der Entwicklung nach noch gelten­
dem Recht. Die Einnahmen für die Renten­
versicherung steigen durch die dem Verfah­
ren immanente begleitende schnellere 
Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze 
in den neuen Ländern.15

In der Übergangszeit sollte, soweit die Kos­
ten anfallen, da eine schnellere Anpassung 
vorgenommen wird, eine Finanzierung dieser 
Ausgaben aus Steuergeldern erfolgen. Diese 
Belastung könnte teilweise durch den vor­
herzusehenden Abbau des Bundeszuschus­
ses in anderen Bereichen, z.B. bei der 
knappschaftlichen Rentenversicherung, und 
durch die etwas höheren Beitragszahlungen 
der gutverdienenden Rentenversicherungs­

pflichtigen im Osten, die Entgelte oberhalb der nach altem 
Recht bestimmten Beitragsbemessungsgrenze beziehen, 
aufgefangen werden.

In der Rentenversicherung Ost müssten die Rechengrößen 
verfahrensbegleitend an die Westdaten angepasst werden, 
insbesondere die Beitragsbemessungsgrenze. Bei Vollen­
dung der Angleichung wäre – sofern nicht alle Rechengrö­
ßen West längerfristig verwendet werden sollen – als neue 
Basisgröße für die Rentenanpassungsformel das Durch­
schnittseinkommen neu zu berechnen.16 Konsequent wäre 
es, direkt ein Durchschnittseinkommen für Deutschland ge­
samt anzusetzen. Da dieses jedoch unter dem alten Durch­
schnittseinkommen für die alten Länder liegen würde, käme 
es theoretisch zu einer Dämpfung bei der folgenden Fest­
setzung der Erhöhung des Rentenwertes; dies dürfte schwer 
vermittelbar bzw. durchsetzbar sein. Es bietet sich daher 
an, im Übergangsjahr der vollständigen Angleichung der 
Rentensysteme zwei Durchschnittseinkommen zu bestim­
men: einen Wert für die westlichen Länder, der notwendig 
ist, um die vergangene Entwicklung nachzuzeichnen und in 
die Rentenformel einfließen zu lassen, einen zweiten Wert 
bezogen auf die alten und neuen Länder, der zukünftig als 
Basis für Berechnung der Einkommensveränderungen und 
damit des Rentenwertes dienen kann.17

Bei Umsetzung der schnelleren Anpassung der Rentensys­
teme würde 30 Jahre nach Vollendung der deutschen Einheit 

 15	 Die zusätzlichen Kosten der schnelleren Anpassung können naturgemäß 
nur sehr grob abgeschätzt werden, da sie von der zukünftigen Entwick­
lung der Einkommen in den neuen Ländern abhängen. Während sie 2017 
in einer Größenordnung von 250 Mio. Euro liegen dürften, würden sie im 
Jahr 2021 2 bis 3 Mrd. Euro betragen, um anschließend zurückzugehen. 
Das sind Größenordnungen, die wesentlich unter den Kosten der Mütter­
rente und der Rente mit 63 liegen.

 16	 Ggf. sind noch weitere Rechengrößen zu justieren.
 17	 Da das »neue« Durchschnittseinkommen etwas niedriger sein wird als 

das für die alten Länder berechnete, ergibt sich als Nebeneffekt, dass 
das Rentenniveau – rein rechnerisch – etwas steigt.
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endlich ein einheitliches Rentensystem geschaffen und da­
mit eine der verbliebenen Lücken zwischen Ost und West 
geschlossen werden. So würde auch hier – mit Willy Brandt 
gesprochen – zusammenwachsen, was zusammengehört.
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